
Sicherheit nicht den örtlichen Volksvertretungen, son­
dern den LPGs zu übertragen. Damit nähert sich Sinn­
reich sehr stark der Auffassung, daß in vollgenossen­
schaftlichen Dörfern die Gemeindevertretungen und 
ihre Räte ihre Daseinsberechtigung verloren hätten und 
ihre Aufgaben von den LPG-Vorständen bzw. Mitglie­
derversammlungen mit übernommen werden könnten.

Das 8. Plenum des Zentralkomitees der SED forderte 
aber gerade eine Stärkung der Staatsmacht in den Ge­
meinden und eine Erhöhung der Verantwortung der 
örtlichen staatlichen Organe für alle Fragen der sozia­
listischen Umgestaltung in ihrem Bereich. Dazu ge­
hören auch die Fragen der Gewährleistung der öffent­
lichen Ordnung und Sicherheit. Durch eine solche Auf­
fassung, wie sie von Sinnreich vertreten wurde, wird 
jedoch die Staatsmacht in den Gemeinden nicht ge­
stärkt, sondern geschwächt.

Während die von der Mitgliederversammlung bzw. 
vom LPG-Vorstand gebildeten Kommissionen für Sicher­
heit und Ordnung in den LPGs innerhalb des Bereichs 
der LPG tätig werden und den Organen der LPG für 
ihre Tätigkeit verantwortlich sind, sind die Ständigen 
Kommissionen Innere Angelegenheiten, öffentliche Ord­
nung und Sicherheit Organe der Gemeindevertretun­
gen. Sie werden von der Volksvertretung in ihrer Tätig­
keit geleitet und sind ihr verantwortlich und rechen­
schaftspflichtig.

Ihre Aufgabe ist es besonders, die Tätigkeit der Ge­
meindevertretungen bei der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit zu unterstützen, 
bei der Vorbereitung von Beschlüssen der Volksvertre­

tungen mitzuwirken, zu kontrollieren, wie die Fragen 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit in der täg­
lichen Arbeit beachtet werden, und vor allem durch 
eine breite politische Massenarbeit die Werktätigen für 
den Kampf um die Gewährleistung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit zu gewinnen.

Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben stützen sich die 
Ständigen Kommissionen Innere Angelegenheiten, öffent­
liche Ordnung und Sicherheit auf Genossenschafts­
bauern, Arbeiter, Schöffen, freiwillige Helfer der Volks­
polizei, Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr usw., 
die in ihren Aktivs mitarbeiten. Sehr eng werden sie 
auch mit den verschiedenen Kommissionen der Massen­
organisationen, die sich mit Fragen der Sicherheit und 
Ordnung befassen, z. B. den Ordnungsgruppen der FDJ, 
mit den Sicherheitsaktivs in den Betrieben, Brand- und 
Arbeitsschutzkommissionen Zusammenarbeiten. Es wird 
sogar zweckmäßig sein, wenn Mitglieder dieser Kom­
missionen in den Aktivs der ständigen Kommissionen 
mitarbeiten. Dadurch können sie sich gegenseitig er­
gänzen und immer mehr Werktätige in den Kampf um 
die Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit einbeziehen.

Notwendig ist, daß auch in diesen Fragen allseitig 
Klarheit besteht. Unklarheiten hemmen die Mitarbeit 
von Justizfunktionären in den ständigen Kommissionen 
und fördern nicht die Zusammenarbeit zwischen den 
örtlichen Organen der Staatsmacht und den Justiz­
organen. Diese jedoch immer enger zu gestalten und 
weiterzuentwickeln, ist eine Aufgabe, die gerade in Vor­
bereitung der Richterwahlen von großer Bedeutung ist.
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Bei der systematischen Festigung der sozialistischen 
Produktionsverhältnisse in der Landwirtschaft haben 
die Kommissionen in den LPGs eine besonders große 
Bedeutung. Diese Kommissionen sind Formen der stän­
digen Teilnahme der Genossenschaftsmitglieder an der 
Leitung und Verwaltung der Genossenschaft. Durch die 
aktive Mitarbeit der Genossenschaftsmitglieder in den 
Kommissionen der LPGs wird die Ein-Mann-Arbeit 
beseitigt und die innergenossenschaftliche Demokratie 
entwickelt und gefestigt. Die Kommissionen der LPGs 
sind daher in ihrer Tätigkeit durch die Staatsanwalt­
schaft zu unterstützen und zu fördern, um mit den 
Mitteln des Rechts, besonders im Rahmen der All­
gemeinen Aufsicht, zur Lösung der ökonomischen 
Hauptaufgabe im Siebenjahrplan und zur Festigung 
der LPGs-beizuitragen. Man kann jedoch noch immer 
feststellen, daß Staatsanwälte die Aufgaben anderer 
Staatsorgane übernehmen und ökonomische Probleme 
selbst zu lösen versuchen. Von dieser fehlerhaften 
Praxis müssen wir schnellstens abgehen.

Wenn Walter Ulbricht auf der 5. Bezirksdelegierten­
konferenz der SED in Leipzig diejenigen Staats- und 
Wirtschaftsfunktionäre, die auf einen beschleunigten 
Übergang der LPG vom Typ I zum Typ III und zur 
Bildung von Groß-LPGs drängen, kritisierte, mit Nach­
druck auf den Kampf um die Erfüllung des Plans der 
Marktproduktion orientierte und die Aufstellung von 
Statuten für die Brigaden der sozialistischen Arbeit 
und die Übertragung von Funktionen der Werkleitung 
auf die Brigaden als eine Art jugoslawische „Selbst­
verwaltung“, als Syndikalismus und mit der Linie der

Partei unvereinbar bezeichnete, so müssen wir auch 
für unsere Arbeit die notwendigen Schlußfolgerungen 
aus diesen Feststellungen ziehen. Bei der politischen 
Massenarbeit müssen wir darauf achten, daß die in 
den LPGs bestehenden Kommissionen nicht die Aroeit 
des Vorstandes oder des Vorsitzenden übernehmen. 
Durch die Kommission für Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutz in der Genossenschaft wird z. B. der LPG- 
Vorsitzende in keiner Weise von seiner Verantwortung 
für die Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen 
entbunden. Das Bestehen einer Kommission hebt die 
Verantwortlichkeit des einzelnen für sein Arbeitsgebiet 
nicht auf. Die Kommissionen müssen zur Verbesserung 
der Arbeit beitragen. Sie decken die in der Genossen­
schaft bestehenden Schwächen auf und helfen, sie zu 
überwinden.

Die Revisionskommission
Die Mitgliederversammlung der LPG wählt gern. 

Ziff. 61 Abs. 1 des Musterstatuts der LPG Typ I die 
Revisionskommission von drei bis fünf Mitgliedern 
auf die Dauer von zwei Jahren. Sie ist ein Hilfsorgan 
der Mitgliederversammlung zur Kontrolle der Wirt­
schaftsführung der Genossenschaft und nur der Mit­
gliederversammlung rechenschaftspflichtig1. Die Revi­
sionskommission hat „auf die Einhaltung des Statuts 
durch den Vorstand, den Vorsitzenden und alle Mit-

1 vgl. auch Ziff. 37 der Empfehlung für die Ausarbeitung der 
inneren Betriebsordnung der LPG (GBl. 1959 I S. 661) und die 
Empfehlung für die Arbeit der Revisionskommission in den 
LPGs, die am 18. Dezember 1953 in GBl. S. 1297 bekannt­
gemacht wurde.
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